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AeschwillSchulsozialhundermöglichen
DieGemeindeversammlung stimmt über eine Änderung desHundereglements ab. Grund ist ein Labrador, der in der Schule aktiv sein soll.

Boris Burkhardt

Am 23. September wird der

Jöö-Faktor in Aesch besonders

gross; denn die Gemeinde-

versammlung darf über einen

Labrador entscheiden. Ganz

stimmt das so natürlich nicht,

wie Stephan Hohl, zuständiger

Gemeinderat für Verkehr und

Sicherheit, unter das das Hun-

dereglement fällt, erläutert:Ab-

gestimmt wird juristisch kor-

rekt, ob das Hundereglement

derGemeinde sogeändertwird,

dass der Gemeinderat Ausnah-

men fürdasVerbot vonHunden

inöffentlichenGebäudenbewil-

ligen kann. Aber Anlass für die-

seÄnderung istdurchauseinLa-

brador, nämlich einer, der noch

auf der Blindenhundeschule in

Allschwil ausgebildet wird. Der

Hund, der noch keinen Namen

hat, soll als Schulsozialhundein-

gesetzt werden und mit Schü-

lern und Lehrern im Schulge-

bäude interagieren, was eben

durch das bisherige Hundereg-

lement untersagt ist.

Die Schulsozialarbeit initi-

ierte dasProjekt «Sozialhund»,

das laut Hohl bereits in Mün-

chenstein und Ettingen ähnlich

funktioniert. Schulleitung und

Schulrat unterstützten die Idee,

die von einer Mitarbeiterin der

Sozialarbeit ausgehe, die sich

schon länger mit dem Thema

beschäftige und besagten

LabradornachAbschluss seiner

Ausbildung in die Obhut neh-

men werde. Er werde eine wei-

tereZusatzausbildungerhalten,

die zumBeispiel beinhalte, dass

er sich zu seinem Frauchen zu-

rückziehe, wenn es ihm bei-

spielsweise in einem Klassen-

zimmer zu viel werden sollte,

statt zubellenodergar aggressiv

zuwerden.

BesseresLern-und
Sozialverhalten fürKinder
Schulsozialarbeit und Gemein-

derat erhoffen sich von der re-

gelmässigen Anwesenheit des

Sozialhunds ein verbessertes

Lernklima: «Hunde nehmen

Menschen so an, wie sie sind,

ohne auf Äusserlichkeiten oder

Schulleistungen zu achten»,

heisst es in der Abstimmungs-

vorlage.Entscheidend sei dabei

die nonverbale Interaktion, die

einen «idealen Gegenpol» zu

derLernumgebung inder Schu-

le bilde. Den Kindern sollen so

Fortschritte im Arbeits-, Lern-

und Sozialverhalten ermöglicht

werden.

Hohl betont, dass der Hund

geimpft und regelmässig ent-

wurmtwerde.Auchmüsstendie

Erziehungsberechtigten seiner

Anwesenheit imKlassenzimmer

zustimmen; und selbst dann sei

jeder direkte Kontakt mit dem

Hund für die Kinder freiwillig.

DieSchulsozialarbeiterinwerde

auch anwesend sein; der Hund

werde nach Bedarf in den Kin-

dergärtenundPrimarschulen in

Aesch eingesetzt. Das genaue

Konzept für den Sozialhund

werde dann noch einmal dem

Gemeinderat vorgelegt.

Konkret abgestimmt wird

am23. Septemberüberdenein-

zufügenden Absatz im Hunde-

reglement, derdemGemeinde-

rat das Recht gibt, «in begrün-

deten Fällen Ausnahmen vom

Zutrittsverbot» zu bewilligen.

Das Zutrittsverbot bleibt also

prinzipiell inKraft. Blindenhun-

deoderPolizeihundesinddavon

aufgrundübergelagerterGeset-

ze immer ausgenommen, wie

Hohl erklärt.WeitereAnpassun-

gen betreffendieKompetenzen

zwischen Gemeinde und Kan-

ton.AusserdemwirddieHunde-

gebühr künftig pro Hund be-

rechnet; der progressiveTarif ab

dem zweitenHund entfällt.

Die Eltern müssten der Anwesenheit des Schulsozialhundes zustimmen. Bild: Marc Fischer (Archiv)

Kantonwillniederschwellige
Hilfe fürKinderausbauen
Gesetzesrevision Der Zugang

zurambulantenHilfe fürKinder,

Jugendliche und Familien soll

imKantonBaselland verbessert

werden. Die Regierung schlägt

dem Landrat eine Teilrevision

des Gesetzes über die Sozial-

und Jugendhilfe vor. Damit soll

derKantonambulanteHilfeleis-

tungen in Erziehungsfragen re-

geln und finanzieren, teilte die

Bildungsdirektion gesternmit.

Die Regierung geht davon

aus, dass der vermehrte Einsatz

derambulantenHilfekurzfristig

zu einem Kostenanstieg führen

wird. Langfristig könnten die

Mehrausgaben jedoch durch

Einsparungen bei Heimkosten

kompensiertwerden.Fehlender

Zugang zu ambulanter Hilfe

könne dazu führen, dass Kinder

und Jugendliche ineinerPflege-

familie oder einemHeimunter-

gebrachtwerden,obwohlambu-

lanteHilfe ausgereicht hätte.

DieneuenRegeln sollenAnfang

August 2022 inKraft treten.Die

Revisionsiehtvor,dassGemein-

denweiterhin fürAbklärungund

FallführungmitdenFamilienzu-

ständigsind.DerKantonsollneu

dieÜberprüfung«der Indikatio-

nen für die ambulantenHilfen»

übernehmen und die Rechnun-

gen für verfügte ambulanteHil-

fen bezahlen, wobei sich die Er-

ziehungsberechtigten an den

Kosten beteiligen.

700Kinderpro Jahrauf
Hilfeangewiesen
Laut Mitteilung sollen sich die

Gemeinden auch künftig im

Rahmen der bisherigen Ausga-

ben von jährlich einer Million

FrankenviaFinanzausgleichbe-

teiligen.WiederVorlage zuent-

nehmen ist, sind jährlich 700

Kinderund Jugendliche imKan-

tonauf ergänzendeHilfe zurEr-

ziehung angewiesen. (sda)

Liestalverliert65Arbeitsplätze
Produktion fällt weg Die schwe-

dische Ewellix-Gruppewill sich

an ihrem Schweizer Standort

Liestal künftig aufEntwicklung,

Engineering und Verkauf be-

schränkenundschliesst diePro-

duktion.Davon sind65Arbeits-

plätze betroffen,wie dasUnter-

nehmen mitteilt. Dank Vor-

laufzeit bis Ende 2021 könne

aber ein bedeutender Teil über

natürlicheFluktuation reduziert

werden. Liestal aber soll ein

wichtigerEntwicklungsstandort

für die Gruppe bleiben. Daher

werden hier den Angaben nach

noch 60 Personen und neun

Lernendearbeiten.Ewellix ent-

wickelt und produziert Linear-

technik-Lösungen – etwa in der

Industrieautomation –, die im

Automobilsektorund inmedizi-

nischen Anwendungen einge-

setzt werden. (sda)

TrügerischeRuhevordemSturm
Baselland vermeldet für 2019, also noch vor der Coronakrise, eine stabile Sozialhilfequote.

Es ist die Ruhe vor dem Sturm.

In zweifacherHinsicht.Dieges-

tern veröffentlichte Baselbieter

Sozialhilfestatistik 2019 ist noch

ohneEinflussdurchdieCorona-

pandemiezustandegekommen.

Die bei 3 Prozent verharrende

Sozialhilfequote muss daher

als Schlusspunkt unter die wirt-

schaftliche Prosperität des ver-

gangenen Jahrzehntsangesehen

werden.Denn die Perspektiven

auf demArbeitsmarkt sinddüs-

ter, zumindest vorübergehend.

«Grundsätzlich ist in den

kommenden zwei Jahren mit

einem Anstieg der Fallzahlen

in der Sozialhilfe zu rechnen»,

heisst es in einerMitteilung der

Finanz- und Kirchendirektion

von gestern. Es müsse davon

ausgegangen werden, dass die

Fallzahlen 2021 bis zu 20 Pro-

zent höher liegen.Wennalso zu

den 8708 Personen, die 2019

von der Sozialhilfe unterstützt

wurden, entsprechendvielehin-

zukommen, könnte bereits in

einem Jahr die Schwelle von

10000Empfängernüberschrit-

ten werden. Aber auch was die

sogenannte Ablösequote be-

trifft, also die Zahl jener Perso-

nen, diedankEigenerwerbwie-

der aus der Sozialhilfe heraus-

kommen, rechnendieBehörden

in den kommenden Jahren mit

einer Verschlechterung.

Der andere Aspekt ist ein

politischer: Die Publikation der

letztjährigen Sozialhilfezahlen

platzt mitten in den Prozess

derGesetzesrevision,die imNo-

vember 2017 durch die so-

genannte «Motion Riebli» aus-

gelöst wurde. Die endgültige

Regierungsvorlage zu den ver-

langten finanziellen Umschich-

tungen und Kürzungen wird

noch indiesemHerbst erwartet.

DieVolksabstimmung, zuder es

zweifellos kommenwird, dürfte

2021 anstehen.

Wem passt der gestern ver-

meldeteLageberichtnunbesser

ins Konzept? Den überwiegend

bürgerlichen Reformbefürwor-

tern oder der vehementen, lin-

ken Gegnerschaft? Sowohl als

auch,denktderUrheberderRe-

vision, SVP-FraktionschefPeter

Riebli (Buckten): «Eben je nach

Wertung der Fakten.»

Ein«gutesSignal»
inKrisenzeiten?
Einen Schlüsselwert stellt für

Riebli das eine Drittel erwerbs-

tätiger Sozialhilfebezüger dar,

welches die Statistik für 2019

ausweist. «DieserDrittelwürde

mit der Revision diskussionslos

besser fahren», ist er überzeugt:

«Selbst wenn sie nur einen 20-

Prozent-Jobannehmenundaus-

üben, würden die Angehörigen

dieserGruppedankderMotiva-

tionszulagenkünftigmehrGeld

erhalten.» Gerade in Corona-

zeiten liesse sich so ein gutes

Signal aussenden: «Wenn sich

Sozialhilfeempfängernur schon

aktiv umArbeit bemühen, wer-

den siebelohnt.Wir zeigen:Wir

unterstützen dich, selbst wenn

du wegen Corona vorüberge-

hendkeinenneuen Jobfindest.»

Riebli geht davon aus, dass

wegen der Pandemie viele wil-

lige, qualifizierte Arbeitskräfte

ihren Jobbereits verlorenhaben

oder noch verlieren.Diesewür-

den zwar zweifellos schnellst-

möglichwieder arbeitenwollen,

einige aber trotzdemaufSozial-

hilfe angewiesen sein. «Diesen

Leuten mit Prämien aufzuzei-

gen,dass sich ihreArbeitsbemü-

hungen auch während der Zeit

des Sozialhilfebezugs bezahlt

machen, ist für deren Motiva-

tion eminent wichtig.»

Gerade mit diesem Argu-

ment kann SP-LandratAndreas

Bammatter garnichts anfangen.

Der in Sozialhilfefragen erfah-

rene Allschwiler Gemeinderat

verweist nicht nur auf den be-

reits 2016 auf 986 Franken ge-

kürztenGrundbedarf undeinen

mitdemSystemwechsel einher-

gehendenbürokratischenMehr-

aufwand, sondern er sagt auch:

«Es istnicht ersichtlich,weshalb

jemand, der an einem von der

Gemeinde bezahlten Integra-

tionsprogramm teilnimmt, das

in seinem Interesse ist, zusätz-

lichzurSozialhilfenocheineZu-

lage erhalten soll.»

Bojan Stula

«Wir zeigen:Wir
unterstützendich,
selbstwenndu
wegenCoronavor-
übergehendkeinen
neuen Jobfindest.»

PeterRiebli
SVP-Landrat, Fraktionschef

Sozialhilfe kostet
82Millionen Franken

2019 sind im Baselbiet im Ver-
gleich zumVorjahr 148 Personen
zusätzlich in die Sozialhilfe ge-
fallen. Bei total über 8700Unter-
stützten ergibt dies aber nur
einen kleinen prozentualen Aus-
schlag. Entsprechend geringmit
0,7 Prozent fällt der Anstieg beim
Nettoaufwand aus (total 82 Mil-
lionen Franken). Laut Statistik ist
das deutlich weniger als in den
Vorjahren. 2018 hatte die Zunah-
me noch 2,4 Prozent betragen.
2019waren einDrittel der Sozial-
hilfebeziehenden zwischen 15
und 64 Jahren erwerbstätig.
Frauenmachten dabei einen An-
teil von 60 Prozent aus. (bos)
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